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Drucksache VI/206 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Januar 1970 

III/ 1 — 68070 — E — Zu 8/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Herstellung 
und das gewerbsmäßige Inverkehrbringen von Zucker 
(Saccharose), Glukose und Dextrose. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. Dezem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen 

Dr. Lauritzen 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Herstellung und das gewerbsmäßige Inverkehrbringen 
von Zucker (Saccharose), Glukosesirup und Dextrose 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vortrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

In den Rechts- und Verwaltungsvorschritfen der 
Mitgliedstaaten werden die verschiedenen Katego- 
rien Zucker (Saccharose), Glukosesirup und Dex- 
trose sowie die für sie anwendbaren Ilerstellungs- 
merkmale definiert und die Regeln für die Kenn- 
zeichnung und Aufmachung dieser Erzeugnisse be- 
stimmt. 

Die Unterschiede zwischen diesen Gesetzgebun- 
gen können den freien Verkehr riiit diesen Erzeug- 
nissen behindern und ungleiche Wettbewerbsbedin- 
gungen schaffen. 

Ferner setzt das ordnungsgemäße Funktionieren 
der Gemeinsamen Zuckermarktordnung die gemein- 
schaftliche Bestimmung der verschiedenen gewerbs- 
mäßig in den Verkehr gebrachten Zuckerqualitäten 
(Saccharose), ihrer Zusammensetzungsrnerkmale und 
der Regeln für ihre Kennzeichnung und Aufmachung 
voraus; diese Regelung ist auf Glukosesirup und 
Dextrose zu erstrecken wegen der Bedeutung ihrer ! 
Verwendung anstelle von Saccharose. | 

Die Bestimmung der Art und Weise der Probe- | 
nähme und die Analysemethoden zum Nachweis der j 
Zusamimensetzung und der I lerstellungsmerkmale ' 
der genannten Erzeugnisse sind technische Durchfüh- | 
rungsmaßnahmen; es ist daher zweckmäßig, ihren ' 
Erlaß der Kommission zu übertragen, um das Ver- ^ 
fahren zu vereinfachen und zu beschleunigen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Zuständigkeiten tür die Durchführung der im Le- 
bensmittelbereich aufgestellten Regeln überträgt, ist 
ein Verfahren vorzusehen, durch das im Rahmen des 
durch den Beschluß des Rates vom . . . eingesetzten 
Ständigen Lebensmittelausschusses eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission herbeigeführt wird. 

Ein Gesamtgehalt von höchstens 20 mg Schwefel- 
dioxyd je Kilogramm wasserfreien oder nicht was- 
serfreienGlukosesirups erfordert in einigen Mitglied- 


staaten eine Änderung der Fabrikationsbedingun- 
gen, so daß eine Übergangszeit vorgesehen werden 
muß, um die erforderlichen Anpassungen zu ermög- 
lichen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


Im Sinne dieser Verordnung ist: 


(1) Fabrikzucker 

Gereinigte und kristallisierte Saccharose, gesund, 
handelsüblich, trocken und folgenden Merkmalen 
entsprechend: 


a) Polarisation 

b) Gehalt an Invertzucker 

c) Feuchtigkeitsgehalt 

d) Rückstand an Schwefel- 
dioxyd 


(^/ü in Gewicht) 
mindestens 99,5"^ 
höchstens 0,10 ^/o 
höchstens 0,10 Vu 
höchstens 15 mg/kg 


(2) Zucker oder Weißzucker 


Gereinigte und kristallisierte Saccharose, gesund, 
handelsüblich, trocken und folgenden Merkmalen 
entsprechend: 

('t'o in Gewicht) 

a) Polarisation mindestens 99,7" 


b) Gehalt an Invertzucker 

c) Feuchtigkeitsgehalt 

d) Rückstand an Schwefel- 
dioxyd 


höchstens 0,10Vo 
höchstens 0,10^/o 

höchstens 15 mg/'kg 


e) Farbtype höchstens 12 Punkte, 

ermittelt gemäß den 
Vorschriften des An- 
hangs 


(3) Raffinierter Zucker, raffinierter Weißzuckeu 
oder Zuckerraffinade 

Das den in Absatz (2) Buchstaben a) bis d) aufge- 
führten Merkmalen entsprechende Erzeugnis, dessen 
gemäß den Vorschriften des Anhangs ermittelte 
Punktzahl insgesamt 8 nicht übersteigt und höch- 
stens 

— 4 für die Farbtype, 

— - 6 für den Aschegehalt, 

— 3 für die Färbung der Lösung 
beträgt. 
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(4) Glukosesirup 

Gereinigte und konzentrierte wäßrige Lösung von 
nahrhaften, aus Stärke gewonnenen Sacchariden, die 
folgenden Merkmalen entspricht: 

(®/o in Gewicht) 

— Trockenmasse mindestens 70 Vo 

— Dextroseäquivalent mindestens 20 ^/o (in 

der Trockenmasse) 

— Sulfatasche höchstens 1,0 ®/o (in 

der Trockenmasse) 

— Gesamtes Schwefeldioxyd 

— allgemein höchstens 20 mg/kg 

— hei ausschließlicher Ver- höchstens 400 mg/kg 
Wendung in Zuckerwaren 

(5) Getrockneter Glukosesirup 

Teilweise getrockneter Glukosesirup, der folgenden 
Merkmalen entspricht: 

(®/o in Gewicht) 

— Trockenmasse mindestens 93 ^/o 

— Dextroseäquivalent mindestens 20 Vo (in 

der Trockenmasse) 

— Sulfatasche höchstens 1,0 Vo (in 

der Trockenmasse) 

— Gesamtes Schwefeldioxyd 

— allgemein höchstens 20 mg/kg 

— bei ausschließlicher Ver- höchstens 150 mg/kg 
Wendung in Zuckerwaren 

(6) Dextrosemonohydrat oder Traubenzucker, kri- 
stallwasserhaltig 

Gereinigte und kristallisierte D-Glukose mit einem 
Molekül Kristallwasser, die folgenden Merkmalen 
entspricht: 

(®/o in Gewicht) 

— Dextrose (berechnet als 

D-Glukose) mindestens99,5Vo (in 

der Trockenmasse) 

— Trockenmasse mindestens 90,0 Vo 

— Sulfatasche höchstens 0,25 Vo (in 

der Trockenmasse) 

— Gesamtes Schwefeldioxyd höchstens 15 mg/kg 

(7) Wasserfreie Dextrose oder Traubenzucker, kri- 
stallwasserfrei 

Gereinigte und kristallisierte D-Glukose ohne Kri- 
stallwasser, die folgenden Merkmalen entspricht: 

(®/ü in Gewicht) 

— Dextrose (berechnet als 

D-Glukose) Mindestens 99, 5 ^/ü (in 

der Trockenmasse) 

— Trockenmasse mindestens 98,0 Vo 

— Sulfatasche höchstens 0,25 Va (in 

der Trockenmasse) 

— Gesamtes Schwefeldioxyd höchstens 15 mg/kg 
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Artikel 2 

Die in Artikel 1 aufgeführten Bezeichnungen sind 
den dort definierten Erzeugnissen Vorbehalten. 


Artikel 3 

übergangsweise wird für einen Zeitraum von 
2 Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung der 
Höchstrückstand an Schwefeldioxyd in den in Arti- 
kel 1 Absatz (4) und (5) definierten Erzeugnissen 
von 20 auf 40 mg/kg heraufgesetzt. 


Artikel 4 

Unbeschadet der einzelstaatlichen oder gemein- 
schaftlichen Vorschriften über die Behandlung von 
Zucker, der in Verarbeitungserzeugnissen gebraucht 
wird, ist die Verwendung färbender Stoffe, insbe- 
sondere das Verfahren des Bläuens, bei den in 
Artikel 1 definierten Erzeugnissen untersagt. 


Artikel 5 

Soweit die in Artikel 1 Absatz (1) bis (3) defi- 
nierten Erzeugnisse in Behältnissen mit einem In- 
halt von 200 g bis 5 kg verpackt sind, dürfen sie 
nur in den folgenden Nettogewichten gewerbsmäßig 
in den Verkehr gebracht werden: 250 g; 500 g; 
750 g; 1 kg; 1,5 kg; 2 kg; 2,5 kg; 3 kg; 4 kg und 
5 kg. 

Artikel 6 

(1) Unbeschadet der vom Rat auf dem Gebiete 
der Kennzeichnung von Lebensmitteln zu treffen- 
den Maßnahmen dürfen die in Artikel 1 definierten 
Erzeugnisse nur gewerbsmäßig in den Verkehr ge- 
bracht werden, wenn ihre Behältnisse oder Etiketten 
folgende gut sichtbare, leicht lesbare und unver- 
wischbare Angaben tragen: 

a) die Bezeichnung, mit der sie in Artikel 1 benannt 
sind; jedoch kann die in Artikel 1 Absatz (2) ge- 
nannte Bezeichnung auch zur Benennung der in 
Absatz (3) definierten Erzeugnisse verwendet 
werden; 

b) das Nettogewicht, ausgedrückt in Gramm oder 
Kilogramm; 

c) der Name oder die Firma und die Anschrift oder 
der Sitz des Herstellers, des Abpackers oder 
eines Verkäufers mit Sitz in der Gemeinschaft; 

d) hei zur Verwendung in Zuckerwaren bestimm- 
tem Glukosesirup oder getrocknetem Glukose- 
sirup der Vermerk „Verwendung ausschließlich 
in Zuckerwaren" oder die Bezeichnung „Glukose- 
sirup für Zuckerwaren"; der tatsächliche Gehalt 
des Erzeugnisses an Schwefeldioxyd wird auf 
den Rechnungen oder Begleitpapieren angegeben; 

e) der Name des Ursprungslandes für aus dritten 
Ländern stammende Erzeugnisse. 
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(2) Ist der Bezeichnung der in Artikel 1 Ab- 
satz (1) bis (3) definierten Erzeugnisse das Wort 
„Rohr-" beigefügt, so müssen diese Erzeugnisse aus- 
schließlich aus der Verarbeitung von Zuckerrohr 
stammen. 

(3) Sofern die in Artikel 1 definierten Erzeug- 
nisse in Behältnissen mit einem Nettogewicht von 
mehr als 10 kg verpackt sind und nicht im Einzel- 
handel gewerbsmäßig in den Verkehr gebracht wer- 
den, brauchen die in Absatz (1) genannten Angaben 
nur auf den Rechnungen oder Begleitpapieren an- 
gegeben zu werden. 

(4) Bei Verpackungen mit einem Inhalt von we- 
niger als 50 g brauchen abweichend von Absatz (1) 
die dort in Buchstaben b) bis e) genannten Angaben 
nur auf den Behältnissen angebracht zu sein, in de- 
nen mehrere Einheiten derselben Erzeugnisse in den 
Verkehr gebracht werden. 

(5) Die Mitgliedstaaten können das gewerbs- 
mäßige Inverkehrbringen der in Artikel 1 definier- 
ten Erzeugnisse untersagen, wenn die in Absatz (1) 
Buchstabe a) und d) genannten Angaben nicht in 
ihren Landessprachen auf einer der Hauptflächen 
der Verpackung bzw. bei den in Absatz (3) genann- 
ten Fällen, auf den Rechnungen oder Begleitpapie- 
ren, angebracht sind. 

Artikel 7 

Gemäß dem Verfahren des Artikels 8 werden die 
Art und Weise der Probenahmen und die zum Nach- 
weis der Zusammensetzung und der Herstellungs- 
merkmale der in Artikel 1 definierten Erzeugnisse 
erforderlichen Analysemethoden bestimmt. 


Artikel 8 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den Ständigen Lebensmittelausschuß — im 
folgenden „Ausschuß" genannt — von sich aus oder 
auf Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaates. 

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
dem Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende 
nach der Dringlichkeit der betreffenden Frage be- 


stimmen kann. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande, wobei die 
Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Ab- 
satz 2 des Vertrages gewogen werden, der Vor- 
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

(3) a) Die Kommission trifft die in Aussicht ge- 
nommenen Maßnahmen, wenn sie der 
Stellungnahme des Ausschusses entspre- 
chen; 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu treffenden Maß- 
nahmen vor. Der Rat beschließt mit qua- 
lifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von 
drei Monaten, nachdem ihm der Vorschlag 
übermittelt worden ist, keinen Beschluß 
gefaßt, so werden die vorgeschlagenen 
Maßnahmen von der Kommission getrof- 
fen. 

Artikel 9 

Diese Verordnung gilt nicht 

a) für Puderzucker; 

b) für Erzeugnisse, die zur Ausfuhr aus der Ge- 
meinschaft bestimmt sind. 


Artikel 10 

(1) Diese Verordnung tritt am 3. Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der lEuropäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

(2) Sie wird ab 1. Juli 1970 aut die ab diesem 
Zeitpunkt hergestellten Erzeugnisse angewendet. 

(3) Nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen wesent- 
licher Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie 
auf dem von dieser Verordnung erfaßten Gebiet zu 
erlassen beabsichtigt, so rechtzeitig unterrichtet 
wird, daß sie sich dazu äußern kann. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 


Untersuchungsmethode der Farbtype, des Aschegehalts und der Farbe der 
Lösung der in Artikel 1 Absatz 2 und 3 definierten (Weiß-) Zucker und 

raffinierten (Weiß-)Zucker 


Ein Punkt entspricht: 

a) bei der Farbtype: 0,5 Einheiten nach der Me- 
thode des Braunschweiger Instituts für landwirt- 
schaftliche Technologie und Zuckerindustrie, wie 
sie in der Anlage, Kapitel A, Absatz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1265/69 der Kommission vom 
1. Juli 1969 über die Methoden zur Bestimmung 
der Qualität von Zucker, der von den Interven- 
tionsstellen gekauft wird '), angegeben ist; 

b) beim Aschegehalt: 0,0018 ^/o, nach der Methode 
der International Commission for Uniform Me- 


thods of Sugar Analyses (ICUMSA), wie sie in 
der Anlage, Kapitel A, Absatz 1 der vorgenann- 
ten Verordnung angegeben ist; 

c) bei der Farbe der Lösung: 7,5 Einheiten, nach der 
in der Anlage, Kapitel A, Absatz 3 der vorge- 
nannten Verordnung angegebenen ICUMSA-Me- 
thode. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 163 
vom 4. Juli 1969, S. 1 
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